
Auszug aus den Richtlinien Stadterneuerung 2008 
 
 
5.3 Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
(1) Die Zuwendung wird zu den zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 
Zuwendungsfähig sind Ausgaben, die den Gemeinden für die Vorbereitung und 
Durchführung der städtebaulichen Entwicklung und Erneuerung entstehen. Dazu 
gehören insbesondere: 
(a) Die fiktiven Ausgaben des bürgerschaftlichen Engagements nach Nr. 2.3.2 VVG 
zu § 44 LHO. Bei freiwilligen unentgeltlichen Arbeiten können 15 € je Arbeitsstunde 
angesetzt werden. Die freiwilligen, unentgeltlichen Arbeiten von Architekten und 
Ingenieuren sind mit dem Mindestwert der Honorarzone bei den anzurechnenden 
Kosten nach HOAI anzusetzen. Freiwillige, unentgeltliche Arbeiten von Fachfirmen 
werden auf der Grundlage der DIN 276 i. V. m. den Kostenwerten des 
Baukosteninformationsdienstes mit dem anteiligen Wert von 70 % in die 
Bemessungsgrundlage einbezogen. Die Förderung erfolgt unter der Bedingung, dass 
die Zuwendung nicht die Summe der tatsächlichen Ausgaben überschreitet. 
 
(...)  
 
17. Aktive Mitwirkung der Beteiligten 
 
(1) Gemeinden, die für Stadtteilbeiräte einen Verfügungsfonds zur aktiven Mitwirkung 
der Beteiligten bei der Aufstellung und Umsetzung des städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes einrichten, können gefördert werden. 
(2) Zuwendungsfähig sind die Ausgaben für Maßnahmen zur Durchführung von 
Workshops zu Aufgabenstellungen im Stadtteil, Mitmachaktionen im Stadtteil, 
Wettbewerbe zu Themenstellungen im Stadtteil, Imagekampagnen und andere 
geeignete Maßnahmen zur Aktivierung der Beteiligten im Stadtteil. Zuwendungsfähig 
sind höchstens 5 € je Einwohner des Stadtteils je Jahr. Für die Auszahlung der Mittel 
nach Nr. 28 gelten die Bestimmungen von Nr. 7 VVG zu § 44 LHO i, V. m. Nr. 1 
ANBest-G. 
(3) Über die Vergabe der Mittel ist auf der Grundlage gemeindlicher Richtlinien zu 
entscheiden, in denen die Art und der finanzielle Umfang sowie der 
Verwendungszweck der Mittel des Verfügungsfonds zu regeln sind. Die 
verantwortliche Stelle, die die Entlastung für die zweckentsprechende Verwendung 
der Mittel des Verfügungsfonds bestätigt, ist in den gemeindlichen Richtlinien zu 
bestimmen. 
 
 
27. Bewilligung, Zweckbindung 
(...) 
 (2) Werden bei Untersuchungen, Planungen und Wettbewerben keine beweglichen 
Gegenstände beschafft, so endet die Zweckbindungsfrist der bewilligten Mittel mit 
der Vorlage des Ergebnisses. Soweit EU-Recht nicht entgegensteht, gelten im 
Übrigen für die zeitliche Bindung des Zuwendungszwecks folgende Fristen ab 
Fertigstellung bzw. Anschaffung: 
(a) 20 Jahre für Gebäude, Gebäudeteile, sonstige bauliche Anlagen und 
Grundstücke mit einem Zuschuss von mehr als 375.000 €; 



(b) 10 Jahre für Gebäude, Gebäudeteile, sonstige bauliche Anlage und Grundstücke 
mit einem Zuschuss von bis zu 375.000 €; 
(c) 5 Jahre für bewegliche Gegenstände und für Ersteinrichtungen. 
 
 (3) Im Falle der Weiterleitung von Zuwendungen in den außergemeindlichen Bereich 
nach Nr. 12 VVG zu § 44 LHO in der Form von Zuwendungsbescheiden und/oder 
Zuwendungsverträgen haben die Gemeinden (GV) als Erstempfänger den 
Letzempfängern der Zuwendungen aufzugeben, die zutreffenden Allgemeinen 
Nebenbestimmungen – insbesondere ANBest-P – zu beachten. Von den 
Letztempfängern der Zuwendungen ist der Verwendungsnachweis regelmäßig in 
qualifizierter Form durch die Vorlage von Büchern und Belegen zu führen. Die 
Prüfung der Verwendungsnachweise erfolgt durch die Erstempfänger der 
Zuwendungen. Gegenüber der Bezirksregierung werden, soweit im Einzelfall keine 
anderen Festlegungen getroffen worden sind, die Verwendungsnachweise im 
vereinfachten Verfahren mit dem Sachbericht und dem dazu gehörenden 
zahlenmäßigen Nachweis von den Erstempfängern der Zuwendung geführt. Die 
Bezirksregierungen geben im Weiterleitungsfall den Gemeinden auf, dass die 
geprüften Verwendungsnachweise der Letztempfänger der Zuwendungen dem 
Verwendungsnachweis nach Nr. 7.1 ANBest-G beizufügen sind. Für die Maßnahmen 
aus EFRE (Strukturfondsmittel der EU in der Förderperiode 2007 – 2013) mit dem 
dazu gehörenden Verfahren der Kostenerstattung gelten diese 
Weiterleitungsbestimmungen nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 


